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Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauer im Saal und im Stream! Ich mache es 
heute etwas kürzer. Herr Kollege Stamp, wir begrü-
ßen auf jeden Fall, dass die Anrechnungsregeln ab-
geschmolzen werden; denn durch die Vielzahl der 
Landesunterbringungen hat es in diesem Jahr doch 
gehörige Schieflagen gegeben. Insofern ist da eine 
Korrektur sicherlich angebracht. 

Von Standards für die Unterbringung und die Versor-
gung ist in diesem Gesetzentwurf weiterhin nichts zu 
sehen. Das Meldeverfahren und das beschriebene 
Meldesystem werden wir uns natürlich ganz genau 
ansehen, ebenso den erwähnten Mehraufwand für 
die Kommunen. 

Herr Minister Jäger hat es eingangs gesagt, und die 
Kollegen Dahm und Düker haben auch darauf hinge-
wiesen: Ende letzten Jahres ist dieser Systemwech-
sel beschlossen worden. Warum kommt der Gesetz-
entwurf dann erst jetzt? 

Zur Beratung benötigen wir jetzt natürlich die Rück-
kopplung mit den Kommunen darüber, ob das, was 
da vor einem Jahr vereinbart wurde, auch im Gesetz 
steht. Eine Anhörung ist bereits vereinbart. Aber die 
Zeit für eine ordentliche Befassung steht kaum zur 
Verfügung; denn ab dem 1. Januar 2017 soll dieses 
Gesetz schon gelten. Das ist kein verantwortungsvol-
les Regierungshandeln. 

Herr Kollege Dahm hat eben gesagt, das wäre alles 
schon abgesprochen. Aber dann braucht es uns ja 
nicht. Wir werden uns noch ganz genau anschauen, 
ob wir als Parlament hier wirklich überflüssig sind und 
Sie mit den Betroffenen tatsächlich schon alles aus-
baldowert haben. 

Ich stelle fest: Die Verwaltung wird nicht darauf ein-
gerichtet sein, dass das Gesetz eventuell nicht ver-
abschiedet wird. Sie werden das also durchziehen. 
Das kritisieren wir als Erstes, den Rest dann in der 
Anhörung. Der Überweisung an den Ausschuss stim-
men wir deswegen natürlich zu. – Danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Herr 
Kollege Herrmann. – Meine Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Deshalb schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 16/13261 an den Innenausschuss – feder-
führend – sowie an den Ausschuss für Kommunal-
politik. Wer ist für diese Überweisungsempfeh-
lung? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

15 Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/12363 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/13334 – Neudruck 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion als erster Rednerin Frau Kollegin Steinmann 
das Wort. Bitte schön. 

Lisa Steinmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Abgeordnete und Kollegen! Nahezu 
zwei Jahre lang hat sich die Ehrenamtskommission 
der Aufgabe gestellt, das kommunale Ehrenamt zu 
stärken – einer Aufgabe, der ich mich als Vorsitzende 
gerne und mit Hingabe gewidmet habe. 

Zu den Grundpfeilern unseres demokratischen Ver-
ständnisses gehört auch die Abbildung einer pluralen 
Gesellschaft. Diese sollte sich nicht nur hier in unse-
ren eigenen Reihen widerspiegeln, sondern – und 
das ist besonders wichtig – auch vor Ort in den Be-
zirksvertretungen, in den Räten und in den Kreista-
gen sichtbar werden.  

Unsere Gesellschaft ist vielfältig und soll es auch 
bleiben. Gerade in diesen Tagen, in denen Men-
schen andere Menschen aufgrund ihres Aussehens, 
ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Orientierung oder 
anderer Merkmale ausgrenzen, ist es wichtiger denn 
je, alle Menschen mitzunehmen und sie zu begeis-
tern, sich zu engagieren. Unser Ziel ist es, dass auch 
kommunale Räte die Vielfalt der Gesellschaft breit 
gefächert und repräsentativ abbilden. 

(Unruhe von der CDU) 

– Vielleicht kann ich der Diskussion da oben noch ein 
bisschen mehr Aufmerksamkeit abgewinnen. – Vie-
len Dank. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: In der Tat, Frau 
Kollegin; das möchte ich sehr unterstützen. – Meine 
Damen und Herren, ich darf doch sehr herzlich bitten, 
dringende Gespräche, wenn sie geführt werden 
müssen, außerhalb des Plenarsaals zu führen. 

Lisa Steinmann (SPD): Als Kölner ist man immer 
geneigt, mitzudiskutieren. 
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Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Das gilt auch für 
die Kollegen der FDP-Fraktion, die mir aber leider 
nicht zuhören. – Wenn wir uns dann wieder auf die 
Debatte konzentrieren könnten, haben Sie auch das 
Wort. Bitte schön. 

Lisa Steinmann (SPD): Zurück zur Ehrenamtskom-
mission: In der Ehrenamtskommission haben wir uns 
intensiv bemüht, die Rahmenbedingungen für das 
kommunale Mandat zu verbessern. Aus unserer Ar-
beit und den Handlungsempfehlungen ist nun ab-
schließend das Gesetz zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung hervorgegangen, das wir in der 
vorliegenden Form heute verabschieden. 

Nach der bereits erfolgten Anhebung der Aufwands-
entschädigungen und der maßgeblichen Verbesse-
rung von Fraktionsausstattungen und -mitteln setzen 
wir so die ausstehenden Punkte um und unterstrei-
chen die Bedeutung, die wir der Stärkung des kom-
munalen Mandats beimessen:  

die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Einführung 
einer zusätzlichen Aufwandsentschädigung für Aus-
schussvorsitzende, die Absenkung der Schwellen-
werte, ab denen stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende mit Anspruch auf zusätzliche Aufwandsent-
schädigung gewählt werden können, eine Ermächti-
gungsgrundlage zur Einführung eines landesweit 
einheitlichen Mindest- und Höchstsatzes für den Ver-
dienstausfall, die Anhebung und Staffelung der Min-
destfraktionsstärken und die Neuregelung des Ab-
stands zwischen Fraktionen und Gruppen bei den 
Zuwendungen zu den Aufwendungen für die Ge-
schäftsführung. 

Ausdrücklich hervorheben möchte ich die Veranke-
rung von Seniorenvertretungen, Behindertenvertre-
tungen, Jugendvertretungen und Vertretungen ent-
sprechender anderer Gruppen in der Gemeindeord-
nung. Mit dieser Ergänzung folgen wir nicht nur den 
Anregungen aus der Anhörung, sondern erreichen 
auch die Zustimmung der kommunalen Spitzenver-
bände. 

Ich freue mich, dass Sie, Frau Thönnissen, und mit 
Ihnen die CDU dem Gesetzentwurf beipflichten mö-
gen und wir diese Beschlüsse gemeinsam fassen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Lokalpolitiker sind 
unsere Basis, die sich tagtäglich mit den kleinteiligs-
ten, aber unmittelbarsten Anliegen der Bürger befas-
sen. Wir stärken den Menschen, die sich an der de-
mokratischen Basis kommunalpolitisch in Verantwor-
tung bringen, den Rücken. 

Als gewählte Berufspolitiker dürfen wir niemals ver-
gessen, welche Arbeit Menschen in einem kommu-
nalen Ehrenamt tagtäglich leisten. Ich hoffe, dass 
sich auch der künftige Landtag dieser Verantwortung 
gegenüber den Kommunalen bewusst ist und weiter-

hin für die Stärkung dieses Mandats eintritt, und erin-
nere daran, dass die Preisträgerin des Friedensprei-
ses des Deutschen Buchhandels, Carolin Emcke, 
betont – ich zitiere –: „Demokratie ist keine statische 
Gewissheit, sondern eine dynamische Übung …“ – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und der 
CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steinmann. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Thönnissen. 

Ulla Thönnissen (CDU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Kommunalpolitik bedeutet 
ehrenamtliches Engagement. Diese Ehre ist arbeits-
aufwendig und nicht immer vergnügungssteuer-
pflichtig. Das weiß ich aus eigener Erfahrung. Die 
meisten von Ihnen wissen das vermutlich auch. Ge-
rade als ehrenamtlicher Kommunalpolitiker fragt man 
sich manchmal bezogen auf die Zeit: Woher nehmen 
und nicht stehlen? Vom organisatorischen Aufwand 
will ich erst gar nicht reden. 

Wir alle hier wollen aber, dass sich die Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort einmischen, dass sie mitreden 
über Belange, die sie selbst in der eigenen Kom-
mune, also bei sich zu Hause, betreffen. 

Ich bin mir ganz sicher, dass es in unser aller Inte-
resse hier ist, wenn wir die Politik vor Ort stärker und 
attraktiver machen. Wir müssen für das Sich-einmi-
schen-Können und -Wollen bessere und möglichst 
optimale Bedingungen schaffen. 

Es gehört zu den landespolitischen Verpflichtungen, 
das Fundament Kommunalpolitik zu stärken und die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass auch in 
Zukunft die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger 
erhalten bleibt, sich ehrenamtlich in der Politik vor Ort 
zu engagieren. 

Ohne Verbesserungen droht ein weiterer Rückgang 
des kommunalpolitischen Engagements. Ich glaube, 
mit der Arbeitsgruppe zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen für das kommunale Ehrenamt ha-
ben wir genau die Art von Rahmenbedingungen vor-
gelegt, die dazu beitragen, dass sich die Situation 
verbessert. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es über 20.000 Ehren-
amtler, die in Räten, in Kreistagen, in Bezirksvertre-
tungen und in Ortsverbänden tätig sind. Ihr Engage-
ment ist unverzichtbar für das Funktionieren der De-
mokratie im Kleinen. 

Die CDU-Fraktion begrüßt ebenso wie die Mehrheit 
der Sachverständigen die nun vorliegenden Ände-
rungen des Gesetzes, die in großen Teilen auf der 
Arbeit der Ehrenamtskommission fußen. Ich bin mir 
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sicher, dass der abschließend zu beratende Gesetz-
entwurf die Rahmenbedingungen der Arbeit der Eh-
renamtler tatsächlich verbessern wird. 

Dies sind insbesondere – Frau Steinmann, Sie ha-
ben es vorhin aufgezählt – die Vereinheitlichung des 
Verdienstausfalls, die Erhöhung der Aufwandsent-
schädigungen um 10 % sowie die erhöhte Entschä-
digung für Ausschussvorsitzende und stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende, die Stärkung der Rolle 
der sachkundigen Bürger und der Ortsvorsteher, die 
rechtliche Klarstellung bei einer repräsentativen 
Stellvertretung für den Hauptverwaltungsbeamten 
und eben auch – das haben Sie betont – die Auf-
nahme der Interessenvertretungen von Senioren, Ju-
gendlichen, gehandicapten Menschen und anderen. 

(Beifall von der CDU und der SPD) 

Abschließend sind hier die Neuregelung zur Ausstat-
tung von Gruppen und die Neuregelung der Frakti-
onsgrößen zu nennen. 

Natürlich ist klar, dass die Verbesserung der Auf-
wandsentschädigungen und der finanziellen Ausstat-
tung auch finanzielle Auswirkungen auf die kommu-
nalen Haushalte haben wird. 

Deshalb kann ich mir an dieser Stelle einen kleinen 
Hinweis nicht verkneifen. Parallel zu den Verbesse-
rungen, die wir jetzt einführen, darf es nicht zu ge-
setzlichen Maßnahmen kommen, die den Mehrwert 
für das Ehrenamt wieder aufzehren.  

Als Beispiel nenne ich das Gesetz zur sogenannten 
Stärkung des Kreistages. Dort wird der zeitliche Auf-
wand für Ehrenamtler nämlich ohne Not erhöht. Der 
jetzt beschlossene Mehrwert, den wir auf den Weg 
bringen, würde in Kreistagen sofort wieder ad absur-
dum geführt – 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

ganz davon abgesehen, dass es für den Bürger nicht 
zu einfacheren und schnelleren Verfahren kommen 
würde. 

Mit den jetzigen Verbesserungen sind die Arbeiten 
der Ehrenamtskommission zunächst abgeschlossen.  

Frau Steinmann, Sie haben aber eben gesagt: Das 
ist ein Prozess, der weitergehen muss. – Das sehe 
ich genauso. Denn in erschreckendem Maße häufen 
sich die Übergriffe auf hauptamtliche und ehrenamt-
liche Kommunalpolitiker. An der Eskalationsspirale 
zeigt sich, wie notwendig es ist, dass wir alle wieder 
für mehr Akzeptanz für die Menschen sorgen, die 
sich vor Ort für die Gemeinschaft – auch politisch – 
engagieren. 

Wenn es uns nicht gelingt, die Menschen zu schüt-
zen, die sich vor Ort für die lokale Demokratie und 
ein funktionierendes Gemeinwohl einsetzen, sehe 
ich die demokratische Kultur in unserem Land insge-
samt gefährdet. Gesellschaftliches Engagement in 

unseren Kommunalparlamenten darf nicht durch ein 
vergiftetes Klima unmöglich gemacht werden. Hier 
stehen auch wir in der Verantwortung, Anerkennung 
zu zollen. Wir stehen in der Verantwortung, Akzep-
tanz zu zeigen. Das ist meines Erachtens eine der 
wichtigsten Aufgaben zur Stärkung des kommunalen 
Ehrenamts. 

Die CDU-Fraktion stimmt dem Gesetzentwurf also 
zu. – Ich danke herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Thönnissen. – Für Bündnis 90/Die Grü-
nen spricht Herr Kollege Krüger. 

Mario Krüger*) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men, meine Herren! Liebe Kollegen, liebe Kollegin-
nen! Frau Thönnissen, das Thema „Kreistag und 
Mehrbelastung der Mitglieder in den Kreistagen“ wer-
den wir nicht heute, sondern beim nächsten Mal dis-
kutieren, wenn wir die Anhörung im Fachausschuss 
ausgewertet haben und zu einer abschließenden Be-
ratung im Plenum kommen. Vielleicht kann man Sie 
noch überzeugen, dass es nicht ganz so ist, wie es 
gerade geschildert worden ist. 

Ich will aber gerne an die Ausführungen von Ihnen, 
Frau Thönnissen, und auch von Frau Steinmann an-
knüpfen. Wir bringen einen vierjährigen Prozess zum 
Abschluss, der mich, gemessen an seinen Ergebnis-
sen, sehr zufrieden stimmt. Wir haben, anknüpfend 
an eine Empfehlung der Ehrenamtskommission, eine 
Vielzahl von Regelungen neu formuliert, die insbe-
sondere mit dem Ziel, das kommunale Ehrenamt auf-
zuwerten, gemeinsam mit uns diskutiert worden sind. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal allen Akteu-
ren danken, insbesondere den kommunalen Spitzen-
verbänden und den Kommunalpolitischen Vereini-
gungen, die sich über einen langen Zeitraum hinweg 
konsensorientiert in die Diskussion eingebracht ha-
ben. 

Wer sich die Anhörung und das, was in dem Zusam-
menhang vorgetragen worden ist, noch einmal an-
sieht, stellt fest, dass wir Regelungen gefunden ha-
ben, die auf eine breite Zustimmung treffen. 

Ich will – über das hinaus, was bereits vorgetragen 
worden ist – drei Bereiche vorstellen, die uns wichtig 
sind: 

Erstens: Vereinheitlichung des Verdienstausfalls. 
Auch ich war wie viele andere lange in Gemeindever-
tretungen unterwegs. Sie kennen die Situation. Die 
untere Grenze für die Erstattung des Verdienstaus-
falls ist in einzelnen Gebietskörperschaften oftmals 
unterhalb des Mindestlohns angesiedelt gewesen, 
die obere Grenze bei 20 bis maximal 30 € – mit der 
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Konsequenz, dass Arbeitnehmer oder Selbststän-
dige, die mit Stundenlohnsätzen von mehr als 20 € 
arbeiten bzw. vergütet werden, in der Regel draufge-
zahlt haben. Das heißt: Bei einem Brutto von monat-
lich gut 3.400 € musste man draufzahlen. 

Das ist in den einzelnen Gebietskörperschaften sehr 
unterschiedlich gehandhabt worden. Unsere Heran-
gehensweise war, per Erlass die entsprechenden 
Grundlagen für eine landeseinheitliche Regelung zu 
schaffen und als Land vorzugeben, nach welchen 
Kriterien der Verdienstausfall künftig zu regeln ist. 

Zweitens: Mindestfraktionsgrößen. Um die bisheri-
gen Regelungen zu verdeutlichen, nehme ich als 
Beispiel die Stadt Neuss mit 155.000 Einwohnern 
und 68 Ratsmitgliedern. Zwei Ratsmitglieder reichen 
aus, um eine Fraktion zu bilden, also ein Stimmen-
anteil von etwa 2,6 %. Warum bilden in Neuss zwei 
Ratsmitglieder eine Fraktion? Neuss ist kreisangehö-
rig. In der wesentlich kleineren Stadt Bottrop mit 
117.000 Einwohnern und einem deutlich kleineren 
Rat mit 54 Mitgliedern sind demgegenüber drei Rats-
mitglieder nötig, um eine Fraktion zu bilden. Man 
muss also mehr als 5 % der Stimmen erreichen, um 
eine Fraktionsgemeinschaft bilden zu können. Sol-
che Unterschiede waren überhaupt nicht nachvoll-
ziehbar. 

Parallel dazu war die Entwicklung einer zunehmen-
den Bildung von technischen Fraktionen zu beobach-
ten. Da gibt es merkwürdige Beispiele wie etwa aus 
dem Kreistag Gütersloh, in dem FDP und AfD eine 
Fraktionsgemeinschaft gebildet haben. In anderen 
Gebietskörperschaften wurde eine Fraktion von Pira-
ten und Linken gebildet. 

Da muss man sich allen Ernstes fragen: Gibt es über-
haupt ein gemeinschaftliches Interesse, Politik zu 
machen? Oder war für die Bildung einer Fraktionsge-
meinschaft nicht eher die Zielsetzung ausschlagge-
bend, dass man auch über entsprechende finanzielle 
Zuwendungen verfügen will und deswegen diesen 
Weg geht? 

Wir wollen das verschärfen und daher die Mindest-
fraktionsgröße in Abhängigkeit von der Ratsgröße 
anheben. Ab 51 Ratsmitgliedern bilden drei, ab 75 
Ratsmitgliedern vier und ab 90 Ratsmitgliedern fünf 
Ratsmitglieder eine Fraktionsgemeinschaft. Das ist 
etwa die Größenordnung, dass 4,5 bis 5 % der Stim-
men erreicht werden müssen. 

Drittens: Fraktionszuwendungen. Diesen Bereich ha-
ben wir letztes Jahr im Rahmen eines Erlasses gere-
gelt. Ich kann noch nicht erkennen, dass da eine 
große Bewegung eingesetzt hat. Wir haben momen-
tan immer noch sehr unterschiedliche Herangehens-
weisen. Es gibt Städte oder Gemeinden mit 45.000 
Einwohnern, in denen 200 € als Fraktionszuwendun-
gen pro Jahr und Ratsmitglied zur Verfügung gestellt 
werden, während vergleichbare Gemeinden gleicher 

Größenordnung mit 5.000 €, 6.000 €, teilweise bis zu 
17.000 € dabei sind. 

Da bleibt abzuwarten, inwieweit man diesen Erlass 
aufgreift bzw. hier die Notwendigkeit sieht, Fraktio-
nen angemessen auszustatten, damit sie ihre Arbeit 
erledigen können. 

Es bleiben Baustellen übrig.  

Ich will insbesondere eine benennen, die wir aber 
hier nicht regeln können, sondern die nur auf der 
Bundesebene geregelt werden kann; das ist das 
Thema „Anrechnung von Einkünften aus kommunal-
politischen Tätigkeiten“. Das gilt insbesondere für 
Leute, die Arbeitslosengeld II, Leistungen nach dem 
Unterhaltsrecht oder nach dem BAföG beziehen.  

Hier ist es so, dass diese Einkünfte aus der kommu-
nalpolitischen Tätigkeit angerechnet werden und da-
mit kein großes Interesse bei diesem Personenkreis 
besteht, sich entsprechend zu engagieren. Aber 
auch diese Leute müssen wir ins das Ehrenamt brin-
gen; ihnen sollten dadurch keine Nachteile erwach-
sen. Das ist aber, wie gesagt, eine Angelegenheit, 
die auf Bundesebene zu regeln ist.  

Insgesamt ist das ein sehr zufriedenstellender Pro-
zess. – Meine Redezeit ist zu Ende. Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit und freue mich auf die Umset-
zung. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krüger. – Für die FDP-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Höne das Wort. 

Henning Höne (FDP): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Gesetz zur 
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung – der 
Titel des Gesetzes ist schon etwas irreführend, muss 
ich sagen; denn der Titel suggeriert, dass hier für die 
Kommunen, für die Kommunalpolitiker etwas durch-
weg Gutes getan werden soll. Wir müssen aber fest-
stellen, dass das leider nicht der Fall ist. 

Es geht Ihnen mit diesem Gesetz darum, Forderun-
gen umzusetzen, für die es in der Ehrenamtskom-
mission keinen Konsens gab. Wir Freie Demokraten 
bedauern das ausdrücklich, gerade vor dem Hinter-
grund, dass auch so viele positive Dinge durch die 
Ehrenamtskommission bewegt werden konnten, be-
sonders immer dann, wenn Dinge im Konsens voran-
getrieben worden sind. 

Statt eines Gesetzes zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung haben wir im Ergebnis vielmehr ein 
Gesetz zur Schwächung von Einzelratsmitgliedern 
und Gruppen. Sie erschweren die Arbeit vieler ehren-
amtlicher Kommunalpolitiker, indem Sie zum Beispiel 
die Hürden zur Bildung von Fraktionen anheben. Sie 
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tun das zusätzlich zur Sperrklausel. Ich habe es im 
Ausschuss schon gesagt: Das erscheint mir eher so 
eine Art doppeltes Netz zu sein für den Fall, dass die 
Sperrklausel einer gerichtlichen Überprüfung doch 
nicht standhält.  

Jetzt hat Herr Kollege Krüger gerade wieder die so-
genannten technischen Fraktionen angesprochen. 
Da frage ich: Warum nutzen wir denn nicht andere 
Möglichkeiten, um eine solche Bildung zu verhin-
dern? Voraussetzung für die Bildung einer Fraktion 
ist ja, dass ein gemeinsames politisches Ziel verfolgt 
wird. Wenn das ganz offensichtlich nicht der Fall ist – 
es gibt Kommunen, die das festgestellt haben –, 
dann darf man eine entsprechende Fraktionsbildung 
nicht anerkennen und akzeptieren.  

(Beifall von der FDP) 

Sie schwächen die finanzielle Ausstattung von Grup-
pen. Dazu haben wir im Ausschuss auch immer ge-
sagt, dass natürlich eine Verhältnismäßigkeit bei der 
Finanzausstattung zwischen Gruppen und unter-
schiedlich großen Fraktionen gegeben sein muss; 
das ist selbstverständlich. Wenn man der Meinung 
ist, dass dieses Verhältnis derzeit nicht stimmt, dass 
da etwas aus dem Lot geraten ist, dann hätten wir 
uns gewünscht, dass man dann eher die Fraktionen 
stärkt, statt die Gruppen zu schwächen.  

Sie kürzen nämlich gerade dort, wo eine gewisse 
Grundausstattung – und darum geht es –, eine Basis 
am dringendsten benötigt wird. Denn die Wahlergeb-
nisse spiegeln sich darin wider, wie die Mehrheitsver-
hältnisse im Rat sind, wer wie viel Stimmengewicht 
insgesamt mit der Fraktion auf die Waage bringt. Es 
geht nicht um die Möglichkeit, sich überhaupt auf die 
Themen fachlich vorzubereiten. Gerade das ist eine 
Sache, die mit der Grundausstattung angepackt wird. 
Sie schwächen an der Stelle, und man kann eigent-
lich nur konstatieren, dass dies daran liegen mag, 
dass Sie vor den Argumenten der einen oder ande-
ren Gruppe vielleicht ein bisschen Angst haben.  

(Beifall von der FDP) 

Schon in der Ehrenamtskommission haben wir uns 
in einem Sondervotum deutlich gegen diese Schwä-
chung ausgesprochen. Wir bleiben bei dieser Bewer-
tung. Gerne verweise ich noch einmal darauf.  

Es ist nicht alles schlecht in diesem Gesetzentwurf; 
so viel gehört zur Ehrlichkeit dazu. Die Vereinheitli-
chungen bei den Regelungen zum Verdienstausfall 
sind eben angesprochen worden; das begrüßen wir 
ausdrücklich. Hier wird es mehr Gerechtigkeit zwi-
schen den Ehrenamtlern im Lande geben.  

Wir begrüßen auch, dass der zusätzliche Aufwand 
von Ausschussvorsitzenden honoriert wird. Der noch 
schönere Aspekt daran ist, dass er honoriert werden 
kann, aber nicht muss. Dies bedeutet also eine Wahl-
möglichkeit für die Kommunen vor Ort, die individuell 

einschätzen können, bei welchen Ausschüssen ein 
zusätzlicher Aufwand vorliegt. Das ist sicherlich gut.  

Diese positiven Aspekte vermögen aber unsere Ge-
samtbetrachtung nicht zu verändern. Alles in allem 
stärkt dieser Gesetzentwurf unserer Überzeugung 
nach im Ergebnis nicht die kommunale Selbstverwal-
tung, sondern er stärkt insbesondere große kommu-
nale Fraktionen. Den Effekt, dass man die kommu-
nale Selbstverwaltung stärkt, indem man große kom-
munale Fraktionen stärkt, vermögen wir an dieser 
Stelle nicht nachzuvollziehen. Den Gesetzentwurf 
lehnen wir daher ab. 

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Höne. – Für die Piratenfraktion hat das Wort Herr 
Herrmann. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauer zu Hause! Zur Kommission des Eh-
renamtes: Das Ehrenamt ist wichtig und in der Kom-
mune unverzichtbar– im Rat, um die Verwaltung zu 
kontrollieren und um die Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger zu vertreten. So weit sind wir zusammen.  

In der Kommission haben wir um eine Stärkung des 
Ehrenamts gerungen. Ich möchte jetzt nicht alles 
wiederholen, was wir da besprochen haben; da ver-
weise ich auf die sehr umfangreichen Anmerkungen 
zum Ergebnis der Kommission. Letztendlich muss-
ten wir aber feststellen, dass es nicht um eine Stär-
kung des Ehrenamts geht. Genauso geht es bei dem 
vorliegenden Gesetzentwurf nicht darum, die kom-
munale Selbstverwaltung zu stärken, sondern für uns 
ist das eher ein Gesetz zur Stärkung der großen 
Fraktionen.  

Eine Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
hat es 2007 gegeben. Da wurde festgelegt, dass 
zwei Ratsmitglieder in kreisangehörigen Städten und 
drei Ratsmitglieder in kreisfreien Städten und Land-
kreisen zur Fraktionsbildung benötigt wurden. Und 
hat das ein Problem nach sich gezogen? – Herr Krü-
ger hat vorhin wieder von den technischen Fraktio-
nen gesprochen und alles Mögliche fabuliert, aber: 
Wir haben keine Probleme; die gibt es nicht.  

Für die Alteingesessenen – ich weiß nicht, ob Sie 
sich schon dazuzählen – ist es vielleicht zu viel, wenn 
mehr als drei Fraktionen vertreten sind. Maximal gibt 
es sieben Fraktionen, in einigen Städten vielleicht so-
gar zehn. Probleme sind uns nicht bekannt. Warum 
also soll das Prozedere erschwert werden?  

In Zukunft wird es so sein, dass fast ausschließlich 
drei Mitglieder gebraucht werden, um überhaupt eine 
Fraktion zu bilden. In Köln werden es fünf oder sechs 
sein. 
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Ich möchte daran erinnern, dass letztens eine Feier 
zum 70. Jubiläum der Landeszentrale für politische 
Bildung stattgefunden hat. Dort wurde groß von Par-
tizipation, Stärkung des Parlaments und der Wichtig-
keit und Bedeutung des Engagements des Politi-
schen gesprochen. Wir hatten einen Teilnehmer aus 
den Niederlanden als Gast. Seine Redebeiträge wur-
den mit viel Applaus bedacht. Im niederländischen 
Parlament gibt es 20 Fraktionen. Ist dieses Land un-
regierbar? – Ich wüsste nicht. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das sehen die ei-
nen so und die anderen so!) 

– Ich glaube nicht. Ich denke eher, dass dieses Ge-
setz, so wie es aufgebaut ist, Teil des Zweistufen-
plans von Rot-Grün mit Unterstützung der CDU zum 
kommunalen Demokratieabbau ist. 

(Widerspruch von der SPD – Zuruf von 
Dr. Günther Bergmann [CDU]) 

Der Kollege Höne hat eben vom doppelten Boden 
gesprochen. Mit der Sperrklausel wird es kleinen 
Parteien seltener gelingen, in die Räte zu kommen, 
und die bereits vorhandenen kleinen Parteien wer-
den es mit der Fraktionsbildung noch schwerer ha-
ben. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was ist 
das denn für eine Diskriminierung?) 

Das ist Demokratieabbau; denn Einzelratsmitglieder 
haben leider nur wenige Möglichkeiten, sich zu betei-
ligen. Fraktionen sind daher wichtig. Nur Fraktionen 
können Anträge stellen.  

Wir haben bei den Beratungen der Ehrenamtskom-
mission mehr Rechte für Einzelratsmitglieder gefor-
dert. Man hätte ja auch einen Kompromiss schließen 
können. Wenn Sie schon unbedingt die Fraktionen 
stärken und zu diesem Behufe die Mindestmitglieder-
zahl erhöhen wollen, hätten wir die Einzelratsmitglie-
der stärken können. Das wollten Sie nicht und haben 
es abgelehnt, wie so vieles andere auch.  

Dieser Gesetzentwurf – der Kollege Höhne hat in 
eine ähnliche Richtung argumentiert – bedeutet eine 
Schwächung der Kleinen und eine Stärkung der Gro-
ßen. Da Sie so viele unserer Vorschläge abgelehnt 
haben, revanchieren wir uns heute und lehnen Ihren 
Gesetzentwurf ab, 

(Marc Herter [SPD]: Das ist aber überra-
schend!) 

der bei uns nur „Gesetz zum kommunalen Demokra-
tieabbau“ heißt. Sehr schade! – Danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Herrmann. – Und nun spricht Herr Minister Jäger für 
die Landesregierung. Bitte schön. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Aus Sicht der Landesregierung ist jede Maß-
nahme zu begrüßen – jede Maßnahme! –, die es den 
vielen Politikerinnen und Politikern in den Gemein-
den leichter macht, ihr wichtiges Ehrenamt auszu-
üben. 

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Sie meinen, dass es 
für große Parteien leichter wird, kleine zu un-
terdrücken!) 

Insofern ist dieser Gesetzentwurf sehr positiv zu be-
werten. Dieser positiven Bewertung schließen sich 
übrigens die kommunalen Spitzenverbände an. Ich 
finde es gut, dass die CDU-Fraktion diesen Gesetz-
entwurf unterstützt. Es wäre schön gewesen, wenn 
ein fraktionsübergreifender Konsens in diesem Par-
lament für dieses wichtige Anliegen erzielbar gewe-
sen wäre. 

Das Wesentliche zu dem Gesetzentwurf haben 
meine Vorredner schon gesagt. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank. – Das 
war sicher eine der kürzesten Landesregierungsre-
den, die wir jemals gehört haben: 38 Sekunden, un-
glaublich! Ich bin fassungslos. 

(Nicolaus Kern [PIRATEN]: Wenn sich die 
Landesregierung immer so kurz fassen 
würde!) 

Herr Minister Jäger, vielen Dank für diesen Beitrag. 
Damit sind wir am Ende dieser Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Kommunalpolitik empfiehlt in Drucksache 
16/13334 – Neudruck –, den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/12363 in der Fassung seiner Beschlüsse 
anzunehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung, also Drucksache 
16/13334 – Neudruck –, nicht über den Gesetzent-
wurf selbst. Wer stimmt der Beschlussempfehlung 
zu? – SPD, Grüne, CDU stimmen zu. Wer ist gegen 
diese Beschlussempfehlung? – Die Fraktion der Pi-
raten, Herr Schwerd, fraktionslos, und die FDP-
Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall, und damit ist diese Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/13334 – Neudruck – mit breiter 
Mehrheit des Hohen Hauses angenommen und der 
Gesetzentwurf Drucksache 16/12363 in der Fas-
sung der Beschlüsse des Ausschusses in zwei-
ter Lesung verabschiedet.  
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